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Nur scheinbar wird mit dem Sparpaket von Bun-
desfinanzminister Hans Eichel (SPD) auch der
Haushalt des Verteidigungsministeriums, der
Einzelplan 14, gekürzt. Er beträgt im kommen-
den Jahr 45,3 Milliarden Mark, 2 Milliarden Mark
weniger als im Jahr 1999. Eine Maßnahme, die
laut Verteidigungsminister Rudolf Scharping
(SPD) nicht beliebig oft wiederholbar sei. Die
Belastungen für die Bundeswehr seien außeror-
dentlich schwer.
Doch durch die Hintertür wird der Verteidigungs-
etat kräftig subventioniert. Schon dieses Jahr
werden die Kosten für den Krieg gegen Jugosla-
wien mit 800 Millionen Mark zu Buche schlagen.
Die Kosten tauchen aber nicht in Einzelplan 14
auf, sondern werden über Einzelplan 60, die All-
gemeine Finanzverwaltung, abgerechnet. »Die

Streitkräfte erhalten in den kommenden Jahren
jeweils 2 Milliarden Mark für die internationalen
Einsätze zusätzlich aus dem Einzelplan 60 für die
Ausbildung, Materialerhaltung, Schutz und
mehr«, lobte der SPD-Abgeordnete Peter Zum-
kley seine Regierung in der Haushaltsdebatte
Anfang September im Bundestag. Bei der
Union/FDP-Regierung habe der Verteidigungsmi-
nister die Kosten für internationale Einsätze
»über die jährlichen Kürzungen hinaus zusätz-
lich« erwirtschaften müssen.
Würden NATO-Kriterien zugrunde gelegt, betra-
ge der bundesdeutsche Verteidigungshaushalt
im nächsten Jahr sogar 59,6 Milliarden Mark,
700 Millionen mehr als in diesem Jahr, erklärte
Paul Schäfer, Referent für Abrüstungs- und Frie-
denspolitik bei der PDS-Bundestagsfraktion. Die

Rot-Grün rüstet auf
Mehr Geld für das Militär

Im Sommer stand Köln im Zeichen des EU- und
G7-Gipfels. Mit von der Alternativen Liste bzw.
dem damaligen linken AStA mitveranstalteten
und mitinitiierten Demonstrationen, einem
internationalen Gegenkongress vom 4. bis 5.
Juni und einigen spektakulären Aktionen wurde
der Gipfel der EU-KriegstreiberInnen empfind-
lich gestört. Trotz massiver Polizeipräsenz, über
die sich schliesslich selbst die Kölner Lokalpres-
se mokierte, gelang es, den Protest gegen die
Herausbildung der EU zu einer neuen militäri-
schen Supermacht und gegen die Verwaltung
von Verarmung und Umweltzerstörung auf die
Straße zu tragen.
Ein Höhepunkt der Aktionstage war die Demon-
stration am 3. Juni, an der sich mehr als 4000
Menschen aus antifaschistischen und internatio-
nalistischen Gruppen, ein europaweiter Frauen/-
Lesbenblock, StudentInnenvertretungen, linken
Organisationen und eine Delegation der »Inter-
nationalen Karawane für Solidarität und Wider-
stand« (ICC) aus Indien und Mexiko beteiligten.
An dem Gegenkongress nahmen insgesamt etwa
250 Personen teil. Der Kongress musste kurzfri-

stig in das Bürgerzentrum »Alte Feuerwache«
verlegt werden, weil die Universitätsleitung die
vom AStA beantragten Räume nur gegen eine
Kaution von 50000 Mark bereitstellen wollte!
Leute aus der Alternativen Liste bereiteten für
diesen Kongress mehrere Foren vor, u. a. zur
europäischen Bevölkerungspolitik und zur
Bioethik.
Zu einem heftigen Polizeieinsatz kam es nach
einer friedlich verlaufenen Aktion auf der Dom-
platte. Knapp hundert Menschen hatten inner-
halb der »Sondernutzungszone« rund um Dom
und Hauptbahnhof vorgeführt, was dort laut
»Kölner Domplattenverordnung« von 1997 alles
als »unnormale« Aktivitäten grundsätzlich ver-
boten ist: Sich versammeln, ziellos Herumhän-
gen, Singen und Betteln. Der Erlass ist exempla-
risch für die Bemühungen, die Innenstädte von
Nichtangepassten und nicht Konsumierenden zu
»säubern«. Als sich die Versammlung auflöste,
kam es zu einem Knüppeleinsatz der herbeige-
eilten Polizei und zu etwa 60 wahllos durchge-
führten Festnahmen. In die speziell für die Gip-
fel bereitgestellten Käfige in der Polizeikaserne

NATO-Kriterien würden auch Gelder mit einbe-
ziehen, die nicht in Einzelplan 14 enthalten sind,
wie beispielsweise Kosten für Versorgungsan-
sprüche, also Renten, oder Mittel aus dem
Bereich Forschung und Technologie, die
»militärisch relevant« seien.
Im Einzelnen will Scharping die Kürzungen in
Einzelplan 14 durch folgende Maßnahmen auf-
fangen: 750 Millionen Mark sollen im Personal-
etat eingespart werden, indem die Zahl der zivi-
len MitarbeiterInnen um 1000 reduziert wird.
8000 Wehrpflichtige weniger als im Vorjahr wer-
den einberufen, Truppenwehrübungen ganz
gestrichen. Insgesamt wird Scharping die Bun-
deswehr um 19.000 Mann auf 321.000 Mann
abbauen. Rüstungskäufe und Betriebsausgaben
sollen um 750 Millionen bzw. 450 Millionen
gekürzt werden. Im Jahr 2000 soll es keine
neuen Investitionsvorhaben geben.
Doch für Paul Schäfer sind bei den Beschaf-
fungsprogrammen im Hightechbereich keine
Abstriche erkennbar. Die »qualitative Umrü-
stung« der Bundeswehr gehe unvermindert wei-
ter, wenn auch nicht so schnell wie geplant.
Allein die Kosten für den Eurofighter würden die
nächsten Jahre mit jeweils um die 2 Milliarden
Mark pro Jahr zu Buche schlagen. Bisher unge-
klärt sei allerdings die Finanzierung eines neuen
Transportflugzeugs sowie eines Satellitensy-
stems.
Um das in Einzelplan 14 eingesparte Geld wieder
hereinzuholen, plant Scharping außerdem, bei
der Flugbereitschaft der Bundeswehr abzukassie-
ren. De facto würde so die öffentlich finanzierte
Bundeswehr ein zweites Mal finanziert. Dass
rüstungspolitisch keine Entwarnung zu geben ist,
wird deutlich, wenn man die Entwicklung der
Investitionen betrachtet. Wie in der Bundestags-
debatte über den Verteidigungsetat deutlich
wurde, ist die rot-grüne Bundesregierung beson-
ders stolz darauf, dass wieder mehr Geld in
Rüstung investiert wird. Der Anteil der Investitio-
nen am Verteidigungsetat habe zu früheren sozi-
aldemokratischen Zeiten, also unter den Verteidi-
gungsministern Schmidt und Leber, bei 30 Pro-
zent gelegen, erklärte Scharping im Parlament.
Unter Kohl sei er gefallen, erst seit 1998 steige
der Anteil wieder. So betrugen die investiven Aus-
gaben 1998 6,5 Milliarden Mark, nachdem sie
einige Jahre bei 5,5 Milliarden Mark pendelten,
1999 stiegen sie wieder auf 7,3 Milliarden Mark.
»Sie haben den Einzelplan 14 in der Zeit von 1994
bis 1998 als das missbraucht, was er nicht sein
darf, nämlich als Steinbruch für andere Bedürfnis-
se«, warf Scharping der Union/FDP-Opposition in
der Haushaltsdebatte vor.

Nach Ansicht des Ministers geht der Bundeswehr
ein weiteres Jahr verloren. Doch Scharping lässt
keinen Zweifel daran, dass dann seiner Meinung
nach die Rüstungsausgaben steigen müssten. Es
brauche einen »enormen Investitionsschub, der
kommen muss, um die Bündnisfähigkeit zu
erhalten«, sagte Scharping vor Soldaten in Ber-
lin am 11. September 1999.
In einer Grundsatzrede vor der Führungsakade-
mie der Bundeswehr in Hamburg hatte Schar-
ping sogar von einem Investitionsstau von 20
Milliarden gesprochen. »Es sind nun hohe
Anschubfinanzierungen erforderlich, um diese
Versäumnisse der Vergangenheit auszugleichen
und die notwendigen Investitionen in Zukunft
tätigen zu können.«
Deutschland gebe gemessen am Bruttosozial-
produkt nur die Hälfte dessen für Rüstung aus,
was Frankreich und Großbritannien sich ihr
Militär kosten lassen, so Scharping. »Gäbe es für
die Europäische Sicherheits- und Verteidigungs-
politik Konvergenzkriterien wie für die Teilnahme
an der Europäischen Währungsunion, so bliebe
Deutschland draußen vor der Tür.« Was der
Minister nicht sagte: das deutsche Bruttosozial-
produkt ist fast so groß wie das französische und
das britische zusammen. Würde man das Brut-
tosozialprodukt zum Maßstab für die Rüstungs-
ausgaben machen, wäre Deutschland nicht nur
die wirtschaftlich, sondern auch militärisch vor-
herrschende Macht Europas. »Man kann nicht
außenpolitisch Weltliga spielen, wenn man
sicherheitspolitisch in Richtung zweiter Liga
rutscht«, hatte Scharping noch im Interview mit
der Welt am Sonntag gesagt.
Unterstützung erhielt Scharping vom Bundes-
wehrverband. Als der Soldatenverband am 11.
September 1999 Soldaten in Uniform zur
»Demonstration« im Internationalen Congress
Centrum in Berlin zusammentrommelte, lautete
eine der Forderungen: »Im Interesse der Auf-
tragserfüllung muss der investive Teil des Vertei-
digungshaushalts spürbar aufgestockt werden.«
Der Verbandsvorsitzende Gertz sprach sich für
eine »aktive, gestaltende Außenpolitik« aus.

Dafür brauche es eine
»Armee, die in Stärke,
Ausrüstung, Bewaffnung
und Ausbildungsstand
dem politischen und wirt-
schaftlichen Gewicht der
Bundesrepublik Deutsch-
land in Europa und im
Bündnis entspricht«.

Dirk Eckert

Brühl wurde alles hineingeschafft, was irgendwie
verdächtig � d. h. schwarz gekleidet � aussah,
und sei es auch nur eine Reihe von zufällig
anwesenden Wochenend-EinkäuferInnen. Aber
der Kölner Stadt-Anzeiger wusste es besser:
»Chaoten wollten City stürmen.«
Die EU soll in absehbarer Zeit zu einer eigen-
ständigen militärischen Supermacht ausgebaut
werden, die unabhängig von den USA bzw. der
NATO zu kriegerischem Eingreifen fähig sein soll:
»Wir, die Mitglieder des Europäischen Rates,
wollen entschlossen dafür eintreten, dass die EU
ihre Rolle auf der internationalen Bühne unein-
geschränkt wahrnimmt.« Darum müsse »die
Union die Fähigkeit zu autonomen Handeln,
gestützt auf ein glaubwürdiges Militärpotential,
sowie die Mittel und die Bereitschaft besitzen,
dessen Einsatz zu beschließen, um � unbescha-
det von Massnahmen der NATO � auf internatio-
nale Krisensituationen zu reagieren«.
Das bedeutet praktisch: erstens die Schaffung
von Gremien und Kommandostäben und eines
politischen Fahrplans für einen EU-Militärpakt;
zweitens der Ausbau und die Harmonisierung

der Rüstungsindustrie, d. h. ein Aufrüstungs-
schub.
Ein zu gründender EU-Militärstab und ein militäri-
sches Lagezentrum sollen sich »auf ein glaubwür-
diges militärisches Potential [...] stützen« können.
Bestehende militärische Kooperationen (deutsch-
französische Brigade) sollen intensiviert werden,
das Eurokorps soll zu einer Interventionstruppe
ausgebaut werden. Dafür sollen eine unabhängi-
ge Satellitenaufklärung und neue große Trans-
portflugzeuge angeschafft werden.
Die G7-Staaten beschlossen während des Gipfels
aufgrund des öffentlichen Drucks einen Teil-
schuldenerlass für die am höchsten verschulde-
ten Länder der »3. Welt«. Dabei handelt es sich
um Almosen von 70 der 2500 Milliarden Dollar
Schulden. Die milden Gaben bewegen sich gera-
de in der Höhe, dass die Länder »fähig sein
(werden), mit uns Handel zu treiben.« Laut Süd-
deutscher Zeitung handele es sich bei dem
Rabatt um Geld, das über Zinszahlungen längst
zurückbezahlt sei.
Weiterhin wurde in einer »Bildungscharta« zu
Investitionen ins »Humankapital, dem Schlüssel
zu Mobilität und wissensbasierenden Produkten«
aufgefordert. Für die »Entwicklungsländer« gehe
es nur um die »Vermittlung von Grundkenntnis-
sen«. Das Bildungswesen in der EU und den USA
solle durch »mehr private Bildungsbemühungen,
mehr Fernlehrgänge und mehr Tests zum Ver-
gleich studentischer Leistungen« aufgepeppt
werden.

Dieter Asselhoven

Die EU auf dem Weg zur zweiten
Supermacht


